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sehen Ihnen und mir. Doch danke ich Ihnen für Ihre Mitteilungen. Wenn Sie einmal nach 
Bern kommen, werde ich gerne mich mit Ihnen über die gestellte Frage unterhalten.

Schon jetzt muss ich Ihnen aber aus Pflicht sagen, dass unsere Meinung und unser Urteil über 
die Person die Sie nennen stark auseinandergehen.

Es wird mich freuen wenn ich mich einmal gründlich  über diese Dinge — die sicher sehr wich­
tig sind — in mündlicher W eise aussprechen kann (J.1.1 .1 /2 8 ).

220
E 6100 (A ) 15, Archiv-Nr. 888

Le Directoire de la Banque nationale1 
au Chef du Département des Finances et des Douanes, A . Meyer

Betrifft: Wahrnehmungen der schweizerischen
Finanzinteressen gegenüber dem Ausland Zürich, 8. April 1936

Die Frage der Wahrnehmung der schweizerischen Finanzforderungen gegen­
über ausländischen Staaten, die den freien Zahlungsverkehr mit der Schweiz ein­
gestellt oder beschränkt haben, hat das Direktorium der Nationalbank wiederholt 
beschäftigt, und wir beehren uns, Ihnen dazu folgende weitere Bemerkung zu 
unterbreiten:

Während bisher die Interessen des schweizerischen Aussenhandels und der 
Exportindustrie in einer ihrer grossen wirtschaftliche^ Bedeutung entsprechen­
den zielbewussten und wirksamen Weise vom Bunde vertreten wurden, trifft dies 
bezüglich der genannten Finanzinteressen nicht in demselben Masse zu. Dies 
zeigte sich beispielsweise bei der Vorbereitung und Aufnahme der vor Jahresfrist 
mit Deutschland in Bern geführten Verhandlungen2, die dadurch präjudiziert 
waren, dass die Finanzinteressen schon schweizerischerseits, d. h. bereits in den 
Instruktionen an die Verhandlungsdelegation, nach dem Schlagwort «Arbeit 
geht vor Kapital» in zweite Linie gestellt, zugunsten des privilegierten Waren- 
und Fremdenverkehrs hintangesetzt worden waren.

Wir haben in einer am 10. Februar a. c.3 an Ihr sowie an das Eidg. Volkswirt­
schaftsdepartement gerichteten Eingabe auf den Umfang und die grosse Bedeu­
tung der schweizerischen Finanzinteressen gegenüber dem Ausland hingewiesen. 
Sie wurden dort gegenüber Deutschland allein per Ende Dezember 1935 auf rund 
3,17 Milliarden Franken mit einem jährlichen Zins- und Dividendenanspruch

1. Lettre signée par G. Bachmann et M. Schwab.
2. Cf. n° 109.
3. C f n° 206.
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von rund 165 Millionen Franken angegeben. Solche Interessen bestehen, wenn 
auch in geringerem Ausmasse, bekanntlich auch gegenüber ändern ausländi­
schen Staaten, von denen hauptsächlich die folgenden erwähnt seien:

gegenüber Finanzforderungen Zinsansprüche
in Mill. Fr. ca.:

Italien4: 600 32
Ungarn5: 300 15
Spanien6: 53 3

(vorläufiges Ergebnis einer zurzeit von der Bankier­
vereinigung besorgten Enquête)

Dazu Schweiz. Besitz aus in der Schweiz emittierten 
diversen spanischen Anleihen:

Pesetas ca. 160 Mill.
Pesos ca. 53 Mill. 16,6
SFr. ca. 6 Mill.

Argentinien7: SFr. ca. 275 Mill. 12
Brasilien: SFr. ca. 158 Mill 9,5
Chile: SFr. ca. 88 Mill. 5,1

u.a.

Diese Daten fussen allerdings auf Erhebungen, die zum Teil schon ein Jahr 
oder mehr zurückliegen und wollen daher nicht mehr als einen summarischen 
Überblick geben. Anderseits geben sie auch insofern kein vollständiges Bild, als 
die Forderungen gegenüber einigen weitern ausländischen Staaten, die sich in 
relativ kleinern Beträgen bewegen, hier weggelassen sind. Es erhellt aber daraus 
die eminente Tragweite dieser schweizerischen Interessen im transferbeschränk­
ten Ausland, für unsere Zahlungsbilanz und unsere ganze Wirtschaft, auf die wir 
in der genannten Eingabe im einzelnen hingewiesen haben. Es geht daraus auch 
hervor, dass es sich hier keineswegs etwa nur um Ansprüche der Banken oder 
etwa einer besonders privilegierten, des behördlichen Schutzes nicht bedürfender 
Schicht der Bevölkerung handelt, sondern um eine das Gesamtinteresse berüh­
rende Angelegenheit. Soweit dabei die Banken direkt beteiligt sind, erfolgt die 
Wahrung ihrer Interessen durch das Organ der Schweizerischen Bankiervereini­
gung, der übrigens auch ein Teil der Finanz- und Trustgesellschaften angeschlos­
sen ist. Dieses Organ (Schutzkomitees der Schweizerischen Bankiervereinigung) 
hat sich bisher auch für die Interessen der Forderungen schweizerischer Gläubi­
ger aus Titelbesitz eingesetzt, obwohl diese Gläubiger in keiner Weise organisiert 
sind und praktisch auch kaum organisiert werden könnten. Daneben kommen 
aber noch tausende sogen. Einzelgläubiger in Betracht, das sind Privatpersonen 
und Firmen mit Forderungen gegen im Ausland domizilierte Schuldner und wel­
che praktisch keine Möglichkeit haben, ihr Interessen bei Clearing- und Transfer­
verhandlungen selbst zur Geltung zu bringen. Anderseits sind die Interessen bei­
spielsweise der Banken und der Inhaber von privaten Einzelforderungen nicht

4. Pour plus de détails, cf. annexe au n° 216.
5. Cf. aussi n° 1.
6. Cf. aussi annexe au n° 252.
7. Cf. aussi annexes au n° 58.
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immer gleich gerichtet. Man sieht daraus, dass eine straffe und zielbewusste 
Zusammenfassung all dieser Interessen bei einem zentralen Organ, wie es bei­
spielsweise für den Warenimport und -export beim Vorort des Schweizerischen 
Handels- und Industrie-Vereins der Fall ist, welches Organ infolgedessen als legi­
timierter Vertreter dieser Interessenten auftreten und einen oft bestimmenden 
Einfluss auf den Gang der Clearingsverhandlungen ausüben kann, nicht besteht.

Man hat nun bekanntlich in den Kreisen der Finanzgläubiger schon seit länge­
rer Zeit das Gefühl, dass die sogen. Finanzinteressen zugunsten des Warenex­
ports zurückgestellt wurden und dass es bisher an einer tatkräftigen Wahrung die­
ser Gesamtinteressen gefehlt hat. Die Nationalbank teilt zum Teil dieses Empfin­
den der Finanzgläubiger und wir fragen uns, wer eigentlich die verantwortliche 
Instanz zur Wahrung dieser Finanzinteressen ist. Seitens des Volkswirtschaftsde- 
partementes hat man sich bisher in erster Linie den Warenexportinteressen ange­
nommen und diese im Einvernehmen mit dem Vorort entsprechend vertreten. 
Wir waren bisher auch der Meinung, dass es nicht Sache des Volkswirtschaftsde- 
partementes, sondern letzten Endes diejenige des Finanzdepartementes sei, sich 
der Finanzinteressen gegenüber dem Ausland anzunehmen; es war dies auch der 
Grund, weshalb wir unsere an den Bund gerichteten diversen, diese Fragen 
berührenden Eingaben vornehmlich an dieses Departement adressiert haben. 
Eine kürzliche Mitteilung des Delegierten des Bundesrates für den Aussenhan- 
del8 im Zusammenhang mit den kürzlich geführten Transferverhandlungen mit 
Italien9 hat uns veranlasst, dieser Seite der Angelegenheit nachzugehen. Auf 
Grund des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesverwaltung (vom 
26. März 1914)10 müssen wir nun allerdings feststellen, dass nach der Umschrei­
bung der Geschäftskreise der Departemente es in der Tat nicht das 
Finanzdepartement zu sein scheint, sondern in erster Linie das Politische Depar­
tement, das hier zuständig ist (siehe Art. 29 ,1, Ziff. 4 und 5). In Ziff. 4 des Art. 29 
ist allerdings von der Vorbereitung der Verträge mit dem Auslande «in Verbin­
dung mit den im einzelnen Fall beteiligten Departementen» die Rede. Ob daraus 
eine Mitwirkung auch des Finanzdepartements abgeleitet wird, wenn es sich um 
die schweizerischen Finanzinteressen berührende Verträge mit dem Auslande 
handelt? Wir glaubten allerdings bisher zum mindesten eine solche Mitwirkung 
annehmen zu müssen. In welcher Weise das Politische Departement die Wahrung 
der schweizerischen Finanzinteressen gegenüber dem Ausland, speziell im 
Zusammenhang mit Clearingabkommen, besorgt hat, entzieht sich ebenfalls 
unserer genauem Kenntnis. Wir haben aber den Eindruck, dass die Verhältnisse 
bezüglich der Wahrnehmung der Finanzinteressen nicht so klar geregelt sind, wie 
dies bezüglich der Interessen des Warenexportes der Fall ist, und dass infolgedes­
sen auch die Vertretung dieser Interessen nicht immer in einer ihrer Bedeutung 
entsprechenden Weise erfolgt ist; wir halten deshalb dafür, dass hier etwas 
geschehen sollte. Unseres Erachtens sollte ein Departement des Bundesrates 
diese Frage fortlaufend verfolgen und für deren rechtzeitige Wahrnehmung 
besorgt sein. Dies gilt namentlich auch für die Ermittlung der in Betracht kom-

8 . W. Stucki.
9. Cf. n° 221.
10 . RO, 1914, vol. 30, pp. 2 9 2 - 3 1 4 .
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menden Interessen vor der Aufnahme von Verhandlungen mit dem Ausland, für 
deren Berücksichtigung bei der Festlegung der bundesrätlichen Instruktionen an 
die Verhandlungsdelegation und gegebenenfalls für ihre wirksame Vertretung 
bei den Verhandlungen mit dem Auslande selbst. Die Nationalbank wird sich die­
ser Stelle gerne als beratendes Organ zur Verfügung stellen, wie sie auch wieder­
holt schon auf Wunsch des Bundesrates Mitglieder ihrer Direktion als Experten 
zu den Verhandlungen delegiert hat. Sie würde namentlich auch Wert darauf 
legen, jeweils vor der Festlegung der Instruktionen an die schweizerischen Ver­
handlungsdelegationen bezüglich der auf dem Spiele stehenden Finanzinteressen 
angehört zu werden.

Wir wollten Ihnen diese Bemerkungen im Anschluss an unsere am 10. Februar 
a. c. an Ihr Departement sowie an das Volkswirtschaftsdepartement gerichtete 
Eingabe, auf die wir bisher ohne Rückäusserung geblieben sind, unterbreiten, 
und fügen bei, dass wir auf Wunsch jederzeit gerne zu einer mündlichen Erörte­
rung der Angelegenheit zur Verfügung stehen.

221
E 1004 1/357

C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 17 avril 19361

658. Italien. — Clearingvertrag. Transferabkommen

Volkswirtschaftsdepartement. Antrag vom 7. April 1936

Durch seinen Beschluss vom 21. Februar ds. Js.2 hat der Bundesrat eine Dele­
gation nach Rom abgeordnet, mit dem Aufträge, den Transfer des Zinsendienstes 
der schweizerischen Kapitalanlagen in Italien im Rahmen des Clearingvertrages 
vom 3. Dezember 19353 durch ein Abkommen zu regeln. In diesem Transferab­
kommen sollte der Begriff des schweizerischen Besitzes, die Gläubigerqualität, 
der Charakter der transferierbaren Ansprüche, die eventuelle Ausstellung von 
Funding-Bonds und die Organisation des gesamten Auszahlungsdienstes an 
Finanzgläubiger geordnet werden4.

Die Delegation, welche ausserdem, entsprechend dem bereits erwähnten Bun­
desratsbeschluss vom 21. Februar 1936, eine ganze Reihe von Begehren auf han­
delspolitischem Gebiete zu vertreten hatte, nahm die Verhandlungen am 
24. Februar in Rom auf.

1. Absent: Minger.
2. Cf. nP 211.
3. Cf. n° 190.
4. Cf. n° 2 1 6 +  A.
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